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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König, 
Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Sandro Kirchner, Josef Zellmeier, Martin 
Bachhuber, Hans Herold, Johannes Hintersberger, Michael Hofmann, Klaus Hole-
tschek, Dr. Gerhard Hopp, Harald Kühn, Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, 
Walter Nussel, Ulrike Scharf, Klaus Stöttner, Steffen Vogel, Ernst Weidenbusch, 
Georg Winter und Fraktion (CSU) 

Wirtschaftsstandort Bayern global wettbewerbsfähig halten: Wachstumsorien-
tierte Steuerpolitik 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag positioniert sich klar gegen Steuererhöhungen, im Besonderen gegen 
Überlegungen zu einer Vermögensteuer. Steuererhöhungen sind gerade in Zeiten von 
hohen Steuereinnahmen und einer sich eintrübenden Konjunktur der falsche Weg. Viel-
mehr müssen jetzt gezielte Entlastungen auf den Weg gebracht werden.   

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene weiterhin für Anreize ein-
zusetzen, damit Unternehmen in Deutschland investieren und neue Unternehmen in 
Deutschland gegründet und von Bürokratie entlastet werden. Es bedarf eines wirt-
schaftspolitischen Programms, das im Bereich der wachstumsorientierten Steuerpolitik 
u. a. folgende Maßnahmen beinhaltet: 

─ eine Unternehmensteuerreform hin zu einer international wettbewerbsfähigen Be-
steuerung, die steuerliche Belastung für Unternehmen reduziert und unternehmeri-
schen Mut fördert; 

─ den vollständigen Wegfall des Solidaritätszuschlags; 

─ Ausgestaltung der Erbschaftsteuer in einer Form, die die Existenz von Unterneh-
men nicht gefährdet; 

─ bessere steuerliche Rahmenbedingungen für Forschung und Entwicklung, um Zu-
kunftsinvestitionen in den Hochtechnologiestandort Deutschland weiter zu stärken; 

─ eine Teilanrechnung der Gewerbesteuer auf die Körperschaftsteuer und entspre-
chende Entlastungen für Personenunternehmen, um die Rahmenbedingungen für 
Investitionen in Deutschland zu verbessern; 

─ Verkürzung der Aufbewahrungsfristen für Buchhaltungsunterlagen; 

─ Verzicht auf die generelle monatliche Abgabepflicht der Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen für neu gegründete Unternehmen (d. h. Verzicht auf verschärfende Sonder-
regelungen für neu gegründete Unternehmen); 

─ eine höhere Wertgrenze für sofort abschreibbare Wirtschaftsgüter und kürzere Ab-
schreibungsfristen für digitale Wirtschaftsgüter; 

─ Reduktion der bürokratischen Rahmenbedingungen von Kleinstunternehmen inner-
halb der Daseinsvorsorge (Bäckerei, Metzgerei, Dorfladen, etc.) auf ein Minimum; 
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Begründung: 

Bayern ist der starke Wirtschaftsstandort im Herzen Europas. Unsere Wirtschaft ist mo-
dern und international wettbewerbsfähig. In Bayern herrscht Vollbeschäftigung. Nach 
wie vor hat Bayern die geringste Arbeitslosigkeit in Deutschland und die geringste Ju-
gendarbeitslosigkeit in ganz Europa. In Bayern sind so viele neue sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze entstanden wie nirgendwo sonst in Deutschland. Dank einer 
jahrzehntelang überdurchschnittlichen wirtschaftlichen Entwicklung zählt Bayern heute 
zu den wohlhabendsten Regionen in Deutschland, Europa und der Welt. 

Diese Erfolge müssen Ansporn sein, gerade wenn es Anzeichen gibt, dass sich die 
wirtschaftliche Dynamik in Deutschland nun abschwächt. Die bayerische Wirtschaft, die 
bisher den internationalen Unsicherheiten und insbesondere der Finanzkrise erfolgreich 
getrotzt hat, spürt die Abkühlung der Weltkonjunktur und globale Unsicherheiten wie 
den Brexit oder den Handels- und Währungsstreit zwischen den USA und China. Dar-
über hinaus müssen viele der Unternehmen strukturelle Herausforderungen und anste-
hende Transformationsprozesse bewältigen. 

Unternehmen, die in Bayern zuhause sind, müssen sich im europäischen und globalen 
Wettbewerb behaupten können. Es bedarf daher auf Bundesebene deshalb jetzt drin-
gend entschlossener Maßnahmen und Reformen, um die Unternehmen zu entlasten 
und hervorragende Standortbedingungen auch in Zukunft sicherzustellen. Statt Vertei-
lungsdiskussionen zu führen und soziale Leistungen aufzublähen, muss der Fokus ver-
stärkt auf die Erwirtschaftungsgrundlagen des Wohlstands gelegt werden. Wohlstand 
muss erst erwirtschaftet werden, um dann verteilt werden zu können. Ohne leistungs-
fähige Unternehmen ist ein Sozialstaat nicht möglich. 



und alle Kommunen –, dass der Zeitpunkt der Antragstellung und der Zeitpunkt der 
Auszahlung schon zwei, drei Jahre auseinanderliegen können, weil man einfach 
entsprechend planen muss. Deshalb haben wir schon viele Anträge, und diese 
zahlen wir jetzt sukzessive aus. Dafür haben wir aber noch entsprechende Gelder 
aus unserem Programm. Ich hoffe, ich konnte ein wenig Aufklärung leisten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatsminister. 
– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen, 
und wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der FDP-Fraktion auf der korrigierten Drucksa-
che 18/3988 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU, FDP, die AfD 
sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Gegenstimmen? – Keine. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf der Drucksache 18/4025 seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie die SPD und die FDP. Gegenstimmen! – FREIE WÄH-
LER, CSU, AfD sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Enthaltungen? – 
Gibt es keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Da wir jetzt schon knapp Viertel vor sechs haben, ergibt es keinen Sinn mehr, die 
restlichen Dringlichkeitsanträge zu beraten, da wir wahrscheinlich nicht rechtzeitig 
zur Abstimmung kommen. Deshalb entscheide ich, die Dringlichkeitsanträge – 
ganz offensichtlich im Einvernehmen mit der Mehrheit des Hohen Hauses – in die 
Ausschüsse zu verweisen. 

Daher werden die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/3989, 18/4026, 
18/4027, 18/3990, 18/3991, 18/4028 sowie 18/3993 mit 18/3997 sowie 18/4029 an 
den jeweils zuständigen federführenden Ausschuss überwiesen.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen allen noch einen schönen Abend.

(Schluss: 17:43 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und 
Digitalisierung 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Alexander König u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 18/3989 

Wirtschaftsstandort Bayern global wettbewerbsfähig halten: Wachstumsorien-
tierte Steuerpolitik 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Alexander König 
Mitberichterstatter: Albert Duin 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwick-
lung, Energie, Medien und Digitalisierung federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag mit-
beraten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 13. Sit-
zung am 17. Oktober 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 45. Sitzung am 13. November 2019 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Sandro Kirchner 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Alexander König, Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Sandro Kirchner, 
Josef Zellmeier, Martin Bachhuber, Hans Herold, Johannes Hintersberger, 
Michael Hofmann, Klaus Holetschek, Dr. Gerhard Hopp, Harald Kühn, Benjamin 
Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, Ulrike Scharf, Klaus Stöttner, Steffen 
Vogel, Ernst Weidenbusch, Georg Winter und Fraktion (CSU) 

Drs. 18/3989, 18/4778 

Wirtschaftsstandort Bayern global wettbewerbsfähig halten: Wachstumsorien-
tierte Steuerpolitik 

Der Landtag positioniert sich klar gegen Steuererhöhungen, im Besonderen gegen 
Überlegungen zu einer Vermögensteuer. Steuererhöhungen sind gerade in Zeiten von 
hohen Steuereinnahmen und einer sich eintrübenden Konjunktur der falsche Weg. Viel-
mehr müssen jetzt gezielte Entlastungen auf den Weg gebracht werden.   

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene weiterhin für Anreize ein-
zusetzen, damit Unternehmen in Deutschland investieren und neue Unternehmen in 
Deutschland gegründet und von Bürokratie entlastet werden. Es bedarf eines wirt-
schaftspolitischen Programms, das im Bereich der wachstumsorientierten Steuerpolitik 
u. a. folgende Maßnahmen beinhaltet: 

─ eine Unternehmensteuerreform hin zu einer international wettbewerbsfähigen Be-
steuerung, die steuerliche Belastung für Unternehmen reduziert und unternehmeri-
schen Mut fördert; 

─ den vollständigen Wegfall des Solidaritätszuschlags; 

─ Ausgestaltung der Erbschaftsteuer in einer Form, die die Existenz von Unterneh-
men nicht gefährdet; 

─ bessere steuerliche Rahmenbedingungen für Forschung und Entwicklung, um Zu-
kunftsinvestitionen in den Hochtechnologiestandort Deutschland weiter zu stärken; 

─ eine Teilanrechnung der Gewerbesteuer auf die Körperschaftsteuer und entspre-
chende Entlastungen für Personenunternehmen, um die Rahmenbedingungen für 
Investitionen in Deutschland zu verbessern; 

─ Verkürzung der Aufbewahrungsfristen für Buchhaltungsunterlagen; 

─ Verzicht auf die generelle monatliche Abgabepflicht der Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen für neu gegründete Unternehmen (d. h. Verzicht auf verschärfende Sonder-
regelungen für neu gegründete Unternehmen); 

─ eine höhere Wertgrenze für sofort abschreibbare Wirtschaftsgüter und kürzere Ab-
schreibungsfristen für digitale Wirtschaftsgüter; 

─ Reduktion der bürokratischen Rahmenbedingungen von Kleinstunternehmen inner-
halb der Daseinsvorsorge (Bäckerei, Metzgerei, Dorfladen, etc.) auf ein Minimum. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch



Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 

auf:

Abstimmung

über eine Verordnung und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 29 und 37 der Anlage zur Ta-

gesordnung, es sind dies die Anträge der AfD-Fraktion betreffend "Bayerns Bauern 

schützen – Öffnungsklausel der Düngemittelverordnung nutzen!" und "Einem Verbot 

von Ölheizungen entgegenwirken" auf den Drucksachen 18/3885 und 18/3997, die auf 

Wunsch der AfD-Fraktion einzeln beraten werden sollen. Der Aufruf erfolgt dann am 

Ende der Tagesordnung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den 

einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Ich sehe keine Gegen-

stimmen. Wer enthält sich der Stimme? – Enthaltungen sehe ich auch nicht. Damit ist 

diese Abstimmung positiv entschieden. Wir haben schon festgestellt, dass die beiden 

fraktionslosen Abgeordneten nicht im Saal sind. Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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